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MELISSA ELIZABETH LUCIO 

Melissa Lucio, eine 52-jährige US-Amerikanerin mexikanischer Herkunft, soll am 27. April im Bundesstaat Texas 

hingerichtet werden. Sie wurde 2008 der Ermordung ihrer zweijährigen Tochter im Jahr 2007 für schuldig befunden. 

Neue Gutachten untermauern jedoch die Annahme, dass der Tod des Kindes die Folge eines unbeabsichtigten 

Sturzes und das Hauptgutachten im Prozess, das Kindesmissbrauch unterstellte, unwissenschaftlich war. Die 

Aussagen von Melissa Lucio im Verhör, in denen sie sich selbst belastet hatte und die für ihre Anklage entscheidend 

waren, seien unglaubwürdig. Amnesty International ist der Ansicht, dass ihre Hinrichtung gegen das Völkerrecht 

verstoßen würde, da ernsthafte Bedenken hinsichtlich des Schuldspruchs und des Ablaufs ihres Prozesses bestehen. 

Amnesty International fordert den Begnadigungsausschuss von Texas und den Gouverneur von Texas auf, das 

Todesurteil umzuwandeln. 

Melissa Lucio soll am 27. April im US-Bundesstaat Texas hingerichtet werden, nachdem sie 2008 wegen Mordes an 

ihrer zweijährigen Tochter Mariah schuldig gesprochen und zum Tode verurteilt wurde. Es bestehen jedoch ernsthafte 

Zweifel daran, dass ihre Verurteilung auf einer stabilen Grundlage erfolgte. Auch daran, wie der Bundesstaat ihre 

belastenden Aussagen erlangt und verwendet hat und sogar daran, dass es sich überhaupt um ein Tötungsdelikt 

handelt, bestehen Zweifel.  

Angesichts der Erkenntnisse, die sie seit dem Prozess gewonnen haben, zweifeln mehrere Geschworene mittlerweile 

an ihrem Urteil. Die von ihnen unterzeichneten Erklärungen liegen dem Gouverneur von Texas vor, ebenso wie neue 

Erklärungen und Gutachten von sieben führenden Sachverständigen verschiedener Fachrichtungen, die den Fall 

eingehend untersucht haben und das Urteil in Frage stellen. So schreibt beispielsweise ein forensischer Pathologe, 

dass die Untersuchung des Todes des Kindes „in erheblichem Maße voreingenommen, nicht evidenzbasiert und ohne 

eine angemessene Berücksichtigung alternativer Möglichkeiten“ erfolgt sei. Er stellt auch fest, dass die 

medizinischen Befunde belegen, dass der Tod Mariahs „im Zusammenhang mit einem Treppensturz zwei Tage vor 

ihrem Zusammenbruch“ stehe. In einem weiteren Sachverständigengutachten heißt es, dass einige Aspekte der 

Aussage der Gerichtsmedizinerin „wissenschaftlich unhaltbar“ und „hetzerisch“ waren und auf „grobe Spekulation“ 

hinauslaufen. 

Einem führenden Experten zufolge erfüllte Melissa Lucio zehn der 17 Risikofaktoren für ein falsches Geständnis, 

darunter eine Vorgeschichte aus sexuellem und körperlichem Missbrauch, eine geistige Beeinträchtigung, eine 

posttraumatische Belastungsstörung und ein schlechtes Sprachverständnis. Sie sei von den 

Vernehmungsbeamt_innen, die von Anfang an „davon ausgingen, dass sie das Kind ermordet hat, unerbittlich unter 

Druck gesetzt und umfassend manipuliert“ worden. Doch ein grundlegender Aspekt der Unschuldsvermutung ist das 

Recht, sich nicht selbst belasten zu müssen. Jeglicher Zwang in diese Richtung (einschließlich, aber nicht 

beschränkt auf Folter und andere Misshandlungen) ist nach dem Völkerrecht verboten, unabhängig davon, ob er auf 

direkte oder indirekte, physische oder psychologische Weise erfolgt. 

Die verfahrensrechtlichen Beschränkungen des US-Bundesrechts sind der Grund dafür, dass Melissa Lucio weiterhin 

in der Todeszelle sitzt, obwohl zehn Richter_innen des zuständigen Bundesberufungsgerichts (Fifth Circuit Court of 

Appeals) zu dem Schluss gekommen sind, dass die erstinstanzliche Richterin zu Unrecht Expertenaussagen 

ausgeschlossen hat, die erklären sollten, warum die belastenden Aussagen der Angeklagten, auf denen die Anklage 

gegen sie beruht, fragwürdig sind. Durch die Entscheidung der Richterin wurde Melissa Lucio ein faires Verfahren 
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vorenthalten, womit ihre Hinrichtung gegen das Völkerrecht verstoßen würde. Das Völkerrecht verbietet auch die 

Hinrichtung von Personen, deren Schuld nicht in „eindeutiger und überzeugender Weise, die keine andere Erklärung 

des Sachverhalts zulässt“, nachgewiesen wurde. In diesem Fall gibt es ernsthafte Zweifel. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

2008 wurde Melissa Lucio von einem texanischen Geschworenengericht des Mordes an ihrer zweijährigen Tochter für 

schuldig befunden. Der Gerichtsmedizinerin zufolge, die die Autopsie durchführte, starb das Kind an einer 

Hirnblutung, verursacht durch durch stumpfe Gewalteinwirkung auf den Kopf. Trotz der medizinischen Vorgeschichte 

des Kindes, zu der auch Schwierigkeiten beim Gehen und wiederholte Stürze gehörten, schloss die 

Gerichtsmedizinerin aus, dass die Kopfverletzungen die Folge eines Treppensturzes zwei Tage zuvor gewesen sein 

könnten, wie Melissa Lucio angab. Durch neue Sachverständigengutachten wird die Aussage der Gerichtsmedizinerin 

ernsthaft in Frage gestellt.  

Die Anklage stützte sich vor allem auf Videos der Vernehmung von Melissa Lucio, die am ersten Prozesstag als Beweis 

zugelassen und den Geschworenen vorgespielt wurde. Das Verhör begann kurz nachdem Mariah am Abend des 

17. Februar 2007 für tot erklärt worden war. Die mit Zwillingen schwangere Melissa Lucio, die unter Schlafentzug 

litt, von ihrer Familie isoliert war und auf ihr Recht auf einen Rechtsbeistand verzichtet hatte, wurde von fünf 

Vernehmungsbeamt_innen (vier Männern und einer Frau) verhört. Nach einem fünfstündigen Verhör, das bis in die 

frühen Morgenstunden des 18. Februar 2007 dauerte und in dem sie mehr als 100 Mal beteuert hatte, dass sie ihrer 

Tochter niemals einen Schlag auf den Kopf versetzt hatte, machte Melissa Lucio belastende Aussagen, die von der 

Staatsanwaltschaft im Prozess als umfassendes „Geständnis“ dargestellt wurden: „Ich glaube, ich habe es getan. Ich 

schätze, ich habe es getan“, und: „Was soll ich denn sagen? Ich bin dafür verantwortlich.“ 

Die Verteidigung wollte zwei Sachverständige vorladen, die den Geschworenen hätten erklären können, was Melissa 

Lucio dazu gebracht haben könnte, ein derartiges „Geständnis“ abzulegen, auch wenn sie nicht für den Tod ihrer 

Tochter verantwortlich war. Einer von ihnen, ein Psychologe, hätte ausgesagt, dass die traumatische Geschichte der 

Angeklagten mit emotional, körperlich und sexuell missbräuchlichen Beziehungen zu Männern sie anfällig dafür 

gemacht habe, in einem Verhör Schuld auf sich zu nehmen. Ein US-Bundesrichter formulierte das 2021 so: „Diese 

Realität bildet eine starke Grundlage für Melissa Lucios angebliche Verweigerung einer umfassenden Verteidigung: 

dass sie nur versuchte, die Schuld für die Taten anderer auf sich zu nehmen, ein Persönlichkeitsphänomen, das 

durch ihren eigenen lebenslangen Missbrauch in einer Welt bitterer Armut entstanden ist.“  

SCHREIBEN SIE BITTE 

E-MAILS, LUFTPOSTBRIEFE ODER FAXE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Stoppen Sie die Hinrichtung von Melissa Lucio und sorgen Sie dafür, dass ihr Todesurteil umgehend umgewandelt 

wird. 
 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan eingeschränkt. Da 
sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle 
Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, senden Sie Ihre 
Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die 
Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 

APPELLE AN 

GOUVERNEUR VON TEXAS 

Greg Abbott 

Office of the Governor 

PO Box 12428, Austin 

Texas 78711-2428, USA 

(Anrede: Dear Governor Abbott / Sehr geehrter Herr 

Gouverneur) 

KOPIEN AN 

BOTSCHAFT DER VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA 
I.E. Amy Gutmann 
Clayallee 170 
14195 Berlin 
Fax: 030 - 8305 10 50 oder 030 - 831 49 26 
E-Mail: feedback@usembassy.de 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort, so dass sie noch vor dem 27. April 2022 eintreffen. Schreiben Sie 

in gutem Englisch oder auf Deutsch. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you to stop the execution of Melissa Lucio and to ensure that her death sentence is commuted. 

mailto:feedback@usembassy.de


 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Die damalige Richterin entschied jedoch, dass entsprechende Aussagen von Sachverständigen für die Frage der 

Schuld oder Unschuld irrelevant seien. Diese Entscheidung lief darauf hinaus, dass das Argument ihrer Verteidigung, 

sie habe ein falsches Geständnis abgelegt und sei unschuldig, schlichtweg abgewiesen wurde. Amnesty International 

ist der Ansicht, dass allein mit dieser Entscheidung gegen die Grundsätze eines fairen Verfahrens nach dem 

Völkerrecht verstoßen wurde. Dadurch wurde die Unschuldsvermutung untergraben, der Grundsatz der 

„Waffengleichheit“ verletzt und der Angeklagten die Möglichkeit verweigert, die zentralen Beweise der 

Staatsanwaltschaft gegen sie mit allen Mitteln anzufechten. 

Im Berufungsverfahren stieß Melissa Lucio auf verfahrenstechnische Hürden durch das „Gesetz zur Bekämpfung des 

Terrorismus und zur effektiven Durchsetzung der Todesstrafe“ (Antiterrorism and Effective Death Penalty Act – 

AEDPA). Dieses Gesetz von 1996 schränkt die gerichtliche Überprüfung bundesstaatlicher Gerichtsentscheidungen 

ein, um Hinrichtungen zu beschleunigen. Der UN-Sachverständige für die Todesstrafe erklärte 1998, dass das 

AEDPA „die Umsetzung des Rechts auf ein faires Verfahren weiter gefährdet“ habe. Im Fall von Melissa Lucio 

entschied ein Dreiergremium des zuständigen US-Berufungsgerichts, dass das erstinstanzliche Gericht ihr das 

verfassungsmäßige Recht vorenthalten habe, sich angemessen zu verteidigen. Der Bundesstaat Texas legte Berufung 

ein und beantragte eine erneute Anhörung vor dem gesamten Gericht mit 17 Richter_innen. Sieben Richter_innen 

wiesen darauf hin, dass „der Bundesstaat keine physischen Beweise oder Zeugenaussagen vorgelegt hat, die direkt 

belegen würden, dass Melissa Lucio Mariah oder eines ihrer anderen Kinder missbraucht, geschweige denn Mariah 

getötet hat“. Sie argumentierten, dass der Ausschluss der Expertengutachten durch die zuständige Richterin 

fehlerhaft war und die Billigung dieses Vorgehens durch das Berufungsgericht des Bundesstaates eine eindeutig 

unangemessene Anwendung des Präzedenzfalls des Obersten Gerichtshofs der USA darstellte, und somit der 

Rechtsschutz auf Bundesebene nicht durch das AEDPA eingeschränkt werden könne. Zehn Richter_innen 

entschieden jedoch, dass der Fall von Melissa Lucio den strengen Bestimmungen des AEDPA unterliege. Drei dieser 

zehn Richter_innen erkannten jedoch an, dass die ausgeschlossenen Aussagen „Zweifel an der Glaubwürdigkeit von 

Melissa Lucios Geständnis hätte aufkommen lassen können“, dass die abweichende Meinung „die faktische 

Notwendigkeit aufgezeigt hat, dass die Geschworenen diese Zeugenaussagen hören müssen“, und dass dieser Fall ein 

„klares Beispiel dafür ist, dass die Gerechtigkeit gegenüber einem Angeklagten eine umfassendere Überprüfung der 

von bundesstaatlichen Gerichte gefällten Beweisurteile erfordern kann, als derzeit zulässig ist“.  

Die USA haben den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR) im Jahr 1992 ratifiziert. Die 

Hinrichtung einer Person, der das Recht auf ein faires Verfahren nach Artikel 14 des Pakts verweigert wird, stellt eine 

willkürliche Entziehung des Lebens dar. Der UN-Menschenrechtsausschuss, das im Rahmen des IPbpR eingerichtete 

Expertengremium zur Überwachung seiner Umsetzung, hat erklärt: „Auch die Hinrichtung verurteilter Personen, deren 

Schuld nicht zweifelsfrei feststeht, stellt eine willkürliche Entziehung des Lebens dar. Vertragsstaaten müssen daher 

alle durchführbaren Maßnahmen ergreifen, um ungerechtfertigte Verurteilungen in Fällen der Todesstrafe zu 

vermeiden und verfahrensrechtliche Hindernisse für die Überprüfung von Verurteilungen zu prüfen. Die 

Vertragsstaaten sollten auch die Auswirkungen neuer zuverlässiger Studien auf die Bewertung von Beweisen, die bei 

Kapitalverbrechen vorgelegt werden, berücksichtigen, darunter auch von Studien, die auf das Vorliegen falscher 

Geständnisse hindeuten.“  

Am 18. Februar 2022 erließ die Interamerikanische Menschenrechtskommission „vorsorgliche Maßnahmen“ und 

forderte die USA auf, die Hinrichtung von Melissa Lucio auszusetzen, bis die Kommission in der Lage sei, eine 

Entscheidung über ihre Petition zu treffen. Der UN-Menschenrechtsausschuss hat klargestellt, dass Todesurteile nach 

dem Völkerrecht „nicht vollstreckt werden dürfen, solange internationale vorläufige Maßnahmen in Kraft sind, die 

einen Aufschub der Hinrichtung erfordern“.  

In diesem Jahr gab es bereits drei Hinrichtungen in den USA. Dies wäre die erste in Texas, dem Bundesstaat, in dem 

seit der Verabschiedung der neuen Todesstrafengesetze durch den Obersten Gerichtshof 1976 insgesamt 573 der 

1.543 Todesurteile in den USA vollstreckt wurden. Mindestens 186 Menschen, die seit 1973 in den USA zum Tode 

verurteilt wurden, sind später entlastet worden. Amnesty International wendet sich in allen Fällen, weltweit und 

ausnahmslos gegen die Todesstrafe.  

 


